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Einleitung

Der damalige Bundespräsident Walter Scheel hat bereits in den siebziger Jahren anlässlich der Verleihung des Theodor-Wolff-Preises in Stuttgart die Kernfrage „Wer kontrolliert die Presse?“ klar beantwortet:

„Unkontrollierte Macht – das ist der Demokratie eigentlich wesensfremd. Wenn sich die Demokratie dazu entschließt, die Macht der Presse nicht zu kontrollieren, so deshalb, weil sie die Schäden einer Einschränkung der Meinungs- und Pressefreiheit für größer hält, als die Schäden, die durch einen Machtmissbrauch der Presse entstehen können.“ 

(Quelle: Walter Scheel (1977), Rede zur Verleihung des Theodor-Wolff-Preises in Stuttgart. In: Bertelsmann-Briefe (1994:132), S.68)

Dem Schutz der Pressefreiheit kommt eine zentrale Aufgabe für das Wohl eines freiheitlichen staatlichen Gemeinwesens zu. Gelegentlich wird der Presse ausdrücklich die Funktion einer vierten Gewalt neben Legislative, Exekutive und Judikative zugeschrieben. Dies verwaist auf ihre Aufgabe, staatliche Machtausübung zu kontrollieren und Machtmissbrauch zu verhindern. Zugleich dient die Presse durch eine umfassende Berichterstattung über Politik, Kultur, Sport und alle anderen Bereiche des täglichen Lebens dem Informationsbedürfnis der Bürger und wirkt am öffentlichen Entscheidungsprozeß entscheidend mit. 

Ein Plädoyer für die Freiheit der Berichterstattung darf allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass journalistischen Aktivitäten dort Grenzen gesetzt sind, wo sie in Konflikt mit dem Recht auf Wahrung des Persönlichkeitsschutzes geraten könnten. Gerade durch die jüngsten spektakulären Medienereignisse wie z.B. das Gladbecker Geiseldrama ,die „Kieler Affäre“ oder der Fall Sebnitz ist die journalistische Berichterstattung Gegenstand erregter öffentlicher Diskussionen über das journalistische Selbstverständnis der deutschen Presse geworden. Diese Fälle mehren die Anzahl der Stimmen, die für einen seriösen und fairen Journalismus plädieren. Derartige Aussagen gehen oftmals einher mit der Forderung nach einer stärkeren Kontrolle journalistischer Tätigkeiten. Die Printmedien reagierten bereits in der Vergangenheit auf derartige Bestrebungen mit selbstregulativen Maßnahmen, wie z.B. der Einrichtung von Selbstkontrollorganen. Diese Selbstkontrolle knüpft an einen rechtlichen Grenzbereich an und zwar genau an den Bereich, den der Gesetzgeber im Interesse der Pressefreiheit noch nicht ganz genau ausgefüllt hat. Um die Grenzen der Pressefreiheit genauer zu verstehen, werde ich in meiner Hausarbeit zunächst die wesentlichsten Rechtsgrundlagen des Mediensystems der Bundesrepublik Deutschland vorstellen.

1. Rechtsgrundlagen des Mediensystems der Bundesrepublik Deutschland

Grundlegend bestimmt wird die Rechtsstellung des Journalisten in der Bundesrepublik Deutschland durch das Prinzip der Kommunikationsfreiheit, das als Grundrecht durch Art. 5 Abs. 1 GG gewährleistet ist. Dort heißt es:

„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.“
Der Artikel 5 des Grundgesetzes erlaubt unterschiedliche Auslegungen. Nach Auffassung des Dortmunder Medienrechtlers Udo Branahl gibt es vier verschiedene Deutungen:

1. Liberale Deutung :

Pressefreiheit als negatives Individualrecht gegenüber dem Staat

2. Konservative Deutung:

Pressefreiheit zur Garantie der privatwirtschaftlichen Struktur des Pressewesens 

3. Sozialstaatliche Deutung 

Pressefreiheit als Teilhaberecht ( von Journalisten im Auftrag der Bevölkerung );

Zuordnung einer „öffentlichen Aufgabe“ der Medien.

4. Funktionale Deutung :

Pressefreiheit als Mittel zur Verwirklichung des demokratischen und sozialen Rechtstaates 

Die funktionale Deutung kann man dabei als zentrale Lehrmeinung bezeichnen. 

Neben dem Art. 5 GG „Pressefreiheit“ bilden die Art. 18 GG „Missbrauch der Freiheit der Meinungsäußerung“, Art. 30 GG „Hinweis auf Länderbefugnisse“ und Art. 75 GG „erlaubt ausdrücklich Rahmenvorschriften über die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse“ die weiteren Rechtsgrundlagen des Mediensystems der Bundesrepublik Deutschland innerhalb der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland. 

Die Landespressegesetze der Bundesländer beinhalten darüber hinaus Regelungen zur Freiheit der Presse und räumen den Journalisten gewisse Sonderrechte, wie z.B. das Informationsrecht und das Zeugnisverweigerungsrecht, ein. Auf der anderen Seite statuieren die Landespressegesetze die objektivrechtliche Pflicht der Presse zu fairer, objektiver und wahrheitsgemäßer Information. Außerdem gewähren die Landespressegesetze jeder Person oder Stelle, die durch eine in den Medien aufgestellte Tatsachenbehauptung betroffen ist, den Anspruch auf Abdruck einer Gegendarstellung. Schließlich wird der Presse in den einzelnen Landespressegesetzen sogar eine „öffentliche Aufgabe“ zugeschrieben, die im Grundgesetz selbst gar nicht auftaucht. Zur öffentlichen Aufgabe der Presse heißt es z.B. im Landespressegesetz von NRW (§ 3):

„Die Presse erfüllt eine öffentliche Aufgabe insbesondere dadurch, dass sie Nachrichten beschafft und verbreitet, Stellung nimmt, Kritik übt oder auf andere Weise an der Meinungsbildung mitwirkt.“

Im „Spiegel-Urteil“ vom 5.August 1966 hat das Bundesverfassungsgericht zur „öffentlichen Aufgabe“ aber eindeutig Stellung bezogen und dabei der Presse sogar die Funktion von Kontrollorganen zugewiesen:

„Eine freie, nicht von der öffentlichen Gewalt gelenkte, keiner Zensur unterworfene Presse ist ein Wesenselement des freiheitlichen Staates; insbesondere ist eine freie, regelmäßig erscheinende politische Presse für die moderne Demokratie unentbehrlich. Soll der Bürger politische Entscheidungen treffen, muss er umfassend informiert sein, aber auch die Meinungen kennen und gegeneinander abwägen können, die andere sich gebildet haben. Die Presse hält diese ständige Diskussion in Gang [...] In ihr artikuliert sich die öffentliche Meinung.“ 

(Quelle: BVerfGE 20: 162 ff., zit. N. der Dokumentation in: Der Spiegel 1966/35: 64 f.)

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, die Landespressegesetze und das „Spiegel-Urteil“ bilden meiner Meinung nach das Hauptgerüst des Prinzip der Pressefreiheit in der Bundesrepublik Deutschland. Wie sich aus Art. 5 Abs. 2 GG ergibt, wird das Grundrecht freier Berichterstattung durch Presse, Rundfunk, Film und Fernsehen begrenzt durch die allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und das Recht der persönlichen Ehre.
2. Rechtliche Grenzen der Pressefreiheit
2.1. Der Schutz der persönlichen Ehre

Gemäß Art.5 Abs.2 GG findet die Presse-, Rundfunk- und Filmfreiheit ihre Schranken u.a. in dem Recht der persönlichen Ehre (§§ 185 ff. StGB). Laut Udo Branahl (Branahl, 2000, S.53) liegt eine Ehrverletzung liegt dann vor,

· wenn jemandem seine elementaren menschlichen Eigenschaften bestritten werden

· wenn ihm zu Unrecht Pflichtverletzungen im sittlichen, rechtlichen oder sozialen Bereich vorgeworfen werden

· wenn jemandem tatsächlich erworbene Verdienste abgesprochen werden.

Grundsätzlich wird dabei zwischen einer Tatsachenbehauptung (Üble Nachrede und Verleumdung) und einer Meinungsäußerung (Beleidigung, Schmähkritik) unterschieden. 

Gegendarstellungs- und Widerrufansprüche können nur geltend gemacht werden, wenn sich der Betroffene mit ihnen gegen eine Tatsachenbehauptung zur Wehr setzt. 

Ehrverletzungen sind strafbare Handlungen, die mit Geld- und Freiheitsstrafen bis zu fünf Jahren bedroht sind, jedoch nur auf (Straf-) Antrag verfolgt werden. Zugleich stellen Ehrverletzungen unerlaubte Handlungen im Sinne des § 823 Abs.1 und 2 BGB dar, d.h. dem Beleidigten stehen auch zivilrechtliche Abwehransprüche (Unterlassung, Widerruf bzw. Berichtigung, Schadensersatz und Schmerzensgeld) zu.

2.2. Der Schutz der Persönlichkeit durch das Allgemeine Persönlichkeitsrecht

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht hat seine positivrechtliche Grundlage in Art. 1 Abs.1 GG („Menschenwürde“) und Art. 2 Abs. 1 GG  („Allgemeines Freiheitsrecht“).
Das allgemeine Persönlichkeitsrecht gewährt der einzelnen Person das Recht, sein Leben gegen den Einblick der Öffentlichkeit abzuschirmen. Es schützt auch und gerade die Entwicklung und Wahrung der Individualität, eine autonome Lebensgestaltung und das Recht, in einem Privatbereich „für sich zu sein“, was auch das Recht am eigenen Bild einschließt.

Mit dem Tod der Person endet das Persönlichkeitsrecht nur in seiner die Handlungs- und Entfaltungsfreiheit der Person betreffenden Ausprägung. Die als Ausprägung der Menschenwürde bestehenden Schutzaspekte des allgemeinen Persönlichkeitsrechts bestehen über den Tod hinaus. Insbesondere das Andenken an den Verstorbenen und sein Lebensbild bleiben über den Tod hinaus geschützt.

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht gilt jedoch nicht absolut. Es findet seine Schranken überall dort, wo die Gemeinschaft, in der der einzelne lebt, ein berechtigtes Interesse hat, über sein Verhalten informiert zu werden.

2.3. Abwägung von Persönlichkeitsschutz und Medienfreiheit

Das Verhältnis zwischen dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht und dem Grundrecht freier Berichterstattung der Massenmedien ist konfliktträchtig. 

Wie sich aus Art. 5 Abs. 2 GG ergibt, wird das Grundrecht freier Berichterstattung durch Presse, Rundfunk, Film und Fernsehen begrenzt durch die allgemeinen Gesetze. Dementsprechend schränkt auch das allgemeine Persönlichkeitsrecht die zulässige Berichterstattung ein. Andrerseits sind aber wiederum die freiheitsbeschränkenden Gesetze „im Lichte des Grundrechts“ (BVerfGE 20, S. 174 f.) zu interpretieren. Deshalb ist im Einzelfall abzuwägen, ob dem Persönlichkeitsrecht oder dem Grundrecht freier Berichterstattung Vorrang einzuräumen ist.

Ein Eingriff in das Persönlichkeitsrecht ist dann gerechtfertigt, wenn an der Berichterstattung ein allgemeines ( „öffentliches“ ) Informationsinteresse besteht, dessen Befriedigung von so großer Bedeutung für die Allgemeinheit ist, dass das Selbstbestimmungsrecht des einzelnen demgegenüber zurücktreten muss.

Ausgangspunkt für die Beurteilung der Frage, ob an einer Information ein öffentliches Interesse besteht, ist die vom Bundesverfassungsgericht wiederholt betonte Bedeutung der Massenmedien für den Bestand und die Entwicklung der freiheitlichen Demokratie. Diese Bedeutung beruht vor allem darauf, dass die Massenmedien dem einzelnen Bürger die Informationen vermitteln, die dieser benötigt um sich im politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Bereich auf vernünftige Weise eine eigene Meinung bilden und eigene Entscheidungen treffen zu können.

Ein öffentliches Informationsinteresse besteht deshalb an allen Informationen, die die sachliche Basis für die Meinungs- und Willensbildung des einzelnen vergrößern. Die bloße Neugier des Publikums, Voyeurismus und Sensationslust hingegen können als Rechtfertigungsgrund für eine Beschränkung des Persönlichkeitsschutzes nicht herangezogen werden.

Ob dem öffentlichen Informationsinteresse gegenüber dem Persönlichkeitsrecht des einzelnen der Vorrang einzuräumen ist, hängt von mehreren Faktoren ab :

Der Grad des öffentlichen Interesses ist gegen die Schwere des Eingriffs in das Persönlichkeitsrecht abzuwägen. Dabei kann auch von Bedeutung sein, ob der Betroffene durch sein eigenes Verhalten Anlass zu kritischer Berichterstattung gegeben hat.

Der Grad des öffentlichen Informationsinteresses hängt davon ab, wie groß die Bedeutung der Information für einen wie großen Personenkreis ist. Udo Branahl behauptet: „Je größer der Personenkreis, für den die Information von Bedeutung ist, und je größer die Bedeutung für den einzelnen, desto weiter muss der Persönlichkeitsschutz zurücktreten“ (Branahl, 2000, S.104).

Für die Beurteilung der Schwere des Eingriffs in das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist es hilfreich zwischen folgenden Lebenssphären eines Menschen zu unterscheiden :

· Intimsphäre

· Privatsphäre

· Sozialsphäre

· Öffentlichkeitssphäre

Die Intimsphäre genießt den stärksten, absoluten Schutz. Soweit die Betroffenen ihr Liebesleben nicht selbst öffentlich ausgebreitet haben, ist dessen Darstellung in den Massenmedien unzulässig.

Der Öffentlichkeitssphäre schließlich sind jene Lebensäußerungen zuzuordnen, mit denen sich jemand bewusst an die Öffentlichkeit wendet. Wer eine öffentliche Rede hält bewegt sich in der Öffentlichkeitssphäre und kann deshalb das allgemeine Persönlichkeitsrecht zum Schutz gegen wahrheitsgemäße Berichterstattung nicht in Anspruch nehmen.

Das Grundrecht freier Berichterstattung findet also seine Schranken in den allgemeinen Gesetzen. Die von der freiwilligen Selbstkontrolle der Presse entwickelten Regeln zur Berichterstattung über Personen knüpfen aus juristischer Sicht genau dort an, wo der Gesetzgeber im Interesse der Pressefreiheit die aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht  ableitbaren Belange einzelner noch nicht bzw. nicht mehr ausreichend schützt

3. Freiwillige Selbstkontrolle der Presse

3.1. Definition

Der Begriff der freiwilligen Presse-Selbstkontrolle lässt sich nach Verena Wiedemann (Wiedemann, 1992, S. 19) in drei Teile gliedern, nämlich:

(1) das Element der Freiwilligkeit
(An dem Element der Freiwilligkeit fehlt es auf jeden Fall, wenn die Institution des Presserats, wie in Indien und Portugal, auf Gesetz beruht.)

(2) das Element der Selbst-Kontrolle und

(Dieses Kriterium ist z.B. beim schwedischen Presserat bestätigt, dem alle entscheidenden Repräsentanten [wie der Presseclub, der Journalistenverband und der Verlegerverband] der schwedischen Presse angehören, so dass diejenigen, denen die Kontrolle gilt, auch gleichzeitig in der Zusammensetzung des Kontrollorgans beteiligt sind.)

(3) den Aspekt der Kontrolle
(Dieses Element beinhaltet die Vorstellung von Aufsicht und Überwachung. Es geht um das Bewirken bestimmter Verhaltensweisen bzw. das Verhindern oder Reduzieren unerwünschten Verhaltens.)

Martin Löffler hält in seiner Studie über Presse-Selbstkontrolle in weltweiter Sicht das Kriterium des Zusammenwirkens von Journalisten und Verlegern als für den Begriff der Presse-Selbstkontrolle unverzichtbar, „weil nur auf diese Weise die Presse in ihrer Gesamtheit erfasst werde“ (Löffler, 1968, S.9). Demzufolge stellt Löffler folgende Definition auf:

„Die Presse-Selbstkontrolle ist eine von der Presse und für die Presse geschaffene Institution, in der Journalisten und Verleger in eigener freier Entscheidung und Verantwortung zusammenwirken, um durch Wahrung der Berufsethik im inneren und durch Verteidigung der Pressefreiheit nach außen das richtige Verhältnis der Presse zu Staat und Gesellschaft zu sichern.“ (Ebenda.)
3.2. Presse-Selbstkontrollorgane

Im internationalen Vergleich sind Presseräte mit Beteiligung von Vertretern der Öffentlichkeit die Regel. Claude-Jean Bertrand stellte 1978 eine Hierarchie von Presse-Selbstorganen auf:

1. Presseräte, in denen Verleger, Journalisten und Vertreter der Öffentlichkeit gemeinsam repräsentiert sind (z.B. Press Council und schwedischer Presserat)

2. Presseräte, die als Repräsentanten der Presse entweder nur Verleger oder nur Journalisten zu ihren Mietgliedern zählen, in denen als zweite Mitgliedergruppe aber noch Vertreter der Öffentlichkeit enthalten sind (z.B. National News Council)

3. Presseräte ohne Beteiligung presseexterner Mitglieder (z.B. Deutscher Presserat)

Es stellt sich natürlich die Frage, warum in Deutschland Vertreter der Öffentlichkeit nicht am Deutschen Presserat beteiligt sind. Die Gründe für das Widerstreben der Presse, Vertreter der Öffentlichkeit am Deutschen Presserat zu beteiligen, finden sich exemplarisch in einer Äußerung von Rupert Giessler, dem ehemaligen Sprecher des Deutschen Presserats:

„Nur eine reine Selbstverwaltungsstruktur kann den Presserat vor einer die Pressefreiheit gefährdenden Beeinflussung von außen, wie etwa durch staatliche Instanzen oder andere politische  Kräfte schützen.“

3.3. Der Deutsche Presserat 

Die Mitglieder des deutschen Presserats setzen sich ausschließlich aus Repräsentanten der Verleger und Journalisten zusammen. Wie bereits oben erwähnt, besitzt eine solche Presse-Selbstkontrollinstanz ohne Vertreter der Öffentlichkeit im internationalen Vergleich mittlerweile Seltenheitswert. Laut Verena Wiedemann haben sich viele Presseräte „im Lauf ihrer Entwicklung für die Beteiligung von Vertretern der Öffentlichkeit entschieden und dies als Ausdruck einer höheren Entwicklungsstufe der Presse-Selbstkontrolle im Sinne aktiver und transparenter Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die Öffentlichkeit empfunden“ (Wiedemann, 1992, S.169).

Im letzten Teil meiner Hausarbeit möchte ich nun einen historischen Überblick über die geschichtliche Entwicklung des Deutschen Presserats, dem Selbstkontrollorgan der deutschen Presse, geben.

Der Gründung des Deutschen Presserats im Jahre 1956 war der Referentenentwurf des Bundesinnenministeriums für ein Gesetz zur Neuordnung des zivilrechtlichen Persönlichkeits- und Ehrenschutzes aus dem Jahre 1952 vorausgegangen. Das Bundesinnenministerium plante ein Bundespressegesetz einzuführen, nämlich den sogenannten „Lüders-Entwurf“, der eine weitgehende „Kanalisierung der Pressefreiheit“ (Ebenda.) vorsah. Unter anderem sollten vom Staat ernannte Vertreter mit weitreichenden disziplinarischen Befugnissen über die Presse ausgestattet werden.

Daraufhin gründeten der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) und der Verband Deutscher Journalisten (VDJ) den Deutschen Presserat als eine eigene, staatsferne Kontrollinstanz nach britischem Vorbild. Bereits ein Jahr später trat der Verband Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ) dem neu gegründeten Deutschen Presserat bei. Als vierte Trägerorganisation schloss sich 1960 die Deutsche Journalisten-Union in der Industriegewerkschaft Druck und Papier (heute: IG Medien) dem Presserat an. Jede Organisation entsendet fünf Mitglieder in das Plenum des deutschen Presserats, die wiederum zehn Mitglieder für den Beschwerdeausschuss wählen. Demzufolge ist das Verhältnis zwischen Journalisten und Verlegern immer paritätisch.

Die Jahre des Wirkens des Deutschen Presserats lassen sich in drei Phasen einteilen. Bis Ende der 60er Jahre war seine Tätigkeit vor allem von dem Bemühen gekennzeichnet, die Pressefreiheit aktiv nach außen zu verteidigen und die Interessen der Presse an einer freien und ungehinderten Berichterstattung gegenüber Legislative und Exekutive zu vertreten. So wandte sich der Deutsche Pressrat zum Beispiel gegen ein beabsichtigtes bayrisches Beschlagnahmegesetz und setzte sich für die Einführung eines Zeugnisverweigerungsrecht  für Journalisten in die Strafprozessordnung ein. Dem Deutschen Presserat gelang es in diesen Jahren die Pressefreiheit mit großem Erfolg zu verteidigen.

Die folgende 2.Phase (1960 bis 1970) der geschichtlichen Entwicklung des Deutschen Presserats war von der Diskussion um Maßnahmen zur Bekämpfung der Pressekonzentration gekennzeichnet. Dabei zeigten die Presseratsmitglieder bei Abstimmungen starke Verbandsolidarität, obwohl sie eigentlich an keine Weisungen gebunden sind. So wandten sich zum Beispiel die Verleger gegen Vorschläge, dem Konzentrationsprozess durch Maßnahmen wie Marktanteilsbegrenzungen zu begegnen. Die Fruchtlosigkeit dieser Kontroversen führte zu dem Entschluss des Presserats, sich künftig aus presseinternen, insbesondere tarifpolitischen Auseinandersetzungen nach Möglichkeit herauszuhalten.

In der 3.Phase (1970 bis 1981) seiner historischen Entwicklung trat schließlich die Funktion des Presserats als Beschwerdeinstanz und Wächter über die Einhaltung journalistischer Verhaltensregeln zunehmend in den Mittelpunkt der Tätigkeit. Ständiger Streitpunkt zwischen Verlegern und Journalisten bildete jedoch die mangelnde Bereitschaft der meisten Zeitungen und Zeitschriften, öffentliche Rügen des Presserats abzudrucken. Die Journalisten zeigten sich dementsprechend enttäuscht und verbittert über die Passivität des Presserats, den sie folglich als „zahnlosen Papier-Tiger“ bezeichneten.

Im Dezember 1981 kam es dann zum Eklat. Die Vertreter der Journalistenverbände verweigerten grundsätzlich ihre weitere Mitarbeit im Deutschen Presserat. Anlass für den Eklat war der Kölner Express, der im Verlag des Präsidenten des BDZV erschien und der den Abdruck einer Rüge des Presserats verweigert hatte. Daraufhin ruhte die Arbeit des Presserats für vier Jahre vollständig. Von 1981 bis 1985 begann dann das große Ringen um die Neuordnung des Presserats. Die Journalisten forderten verbindliche Verpflichtungserklärungen der Verleger vor allem von den vier großen Hamburger Verlagen (Springer, Bauer, Gruner+Jahr und Spiegel) zum verbindlichen Abdruck von Rügen. Nachdem sich schließlich beide Seiten kompromissbereit zeigten konstituierte sich der Deutsche Presserat 1985 neu. Die Journalistenverbände verankerten in der neuen Satzung ein Druckmittel gegenüber den Verlegern, um diese künftig erfolgreicher zu Rügenabdrucken zu bewegen und zwar genügte nach diesem neuem Passus der Austritt einer einzigen Mitgliederorganisation um den Presserat aufzulösen

Viel geändert an der Zahnlosigkeit des Papier-Tigers hat sich meiner Meinung nach jedoch nicht. Gerade durch die jüngsten spektakulären Medienereignisse wie z.B. das Gladbecker Geiseldrama die „Kieler Affäre“ oder eben der Fall Sebnitz ist die journalistische Berichterstattung Gegenstand erregter öffentlicher Diskussionen über das journalistische Selbstverständnis der deutschen Presse geworden. 
Auch stoßen die Aktivitäten des Deutschen Presserats bis heute nicht auf ein großes Interesse bei den Journalisten. So erschienen zum Beispiel auf einer Pressekonferenz des Deutschen Presserats anlässlich seiner Entscheidungen zum Verhalten der Presse in der „Kieler Affäre“ kaum einer der 500 in Bonn akkreditierten  Journalisten. Angesichts dieses Desinteresses an dem Deutschen Presserat wurden wieder Warnungen laut, dass der Gesetzgeber nicht mehr weit sei, wenn sich die Presse nicht endlich zu einem wirksamen Selbstkontrollorgan entschließen könne.
4. Fazit

Die Selbstkontrolle knüpft an einen rechtlichen Grenzbereich an und zwar genau an den Bereich, den der Gesetzgeber im Interesse der Pressefreiheit noch nicht ganz genau ausgefüllt hat. Das Recht kann zwar eine freie, nicht aber auch eine faire Presse garantieren. Im Rahmen der Selbstkontrolle ergibt sich also die Schutzwürdigkeit des einzelnen nicht mehr aus gesetzlichen Vorschriften, sondern wird Ausdruck ethischer Kategorien. Allerdings steht dem Bundesgesetzgeber nach Art.75 Nr.2 GG die Rahmengesetzgebungskompetenz für die „allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse“ zu, von der er bislang keinen Gebrauch gemacht hat. Der Gesetzgeber wäre also z.B. nicht daran gehindert, ein öffentlich-rechtlich organisiertes berufsständisches Kontrollorgan ähnlich den Ärzte- und Anwaltskammern ins Leben zu rufen.
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